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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1968/73 zur Festlegung der im Faiie von Störungen auf dem 
Getreidesektor anzuwendenden Grundregein 
— Drucksache 7/2389 — 


A. Problem 

Die Verordnung Nr. 1968/73 sieht Schutzmaßnahmen gegen 
Störungen auf dem Getreidesektor vor, wenn der cif-Preis den 
Schwellenpreis um mindestens 2 v. H. überschreitet. Die seit 
einiger Zeit bestehende Hochpreissituation auf dem Getreide- 
Weltmarkt hat gezeigt, daß diese Regelung unzulänglich ist, 
weil der cif-Preis allein für die richtige Bewertung des Welt- 
marktpreisniveaus nicht ausreichend ist. 


B. Lösung 

Neben dem Schwellenpreis soll nicht mehr der cif-Preis, sondern 
der Weltmarktpreis als maßgebliches Element für die Auslösung 
der Schutzmaßnahmen sein. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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A.' Bericht des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde von der 
Frau Präsidentin mit Schreiben vom 18. September 
1974 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten überwiesen. 

Bei ihm geht es um folgendes: Die EWG-Verord- 
nung Nr. 1968/73 sieht Schutzmaßnahmen für den 
Fall von Störungen auf dem Getreidesektor vor, 
wenn der cif-Preis den Schwellenpreis um minde- 
stens 2 V. H. überschreitet. Seit einiger Zeit besteht 
nun eine Hochpreissituation auf dem Getreide- Welt- 
markt. In dieser Lage hat sich gezeigt, daß die Rege- 
lung der Verordnung unzulänglich ist, weil der cif- 
Preis allein für die richtige Bewertung des Welt- 
markt-Preisniveaus nicht ausreicht. Der Verord- 
nungsvorschlag sieht deshalb neben dem Schwellen- 
preis nicht mehr den cif-Preis, sondern den Welt- 
marktpreis als maßgebliches Element für die Aus- 
lösung von Schutzmaßnahmen vor. 

Der Ausschuß hat den Vorschlag in seiner Sitzung 
am 16. Oktober 1974 behandelt. Dabei hat sich er- 
geben, daß inzwischen der Verordnungsvorschlag 
Gegenstand von Verhandlungen in Brüssel gewesen 
ist; die Verhandlungen sind jedoch noch nicht abge- 
schlossen. Danach soll Artikel 1 des Verordnungs- 
vorschlags wie folgt lauten: 

„1. Eine erhebliche Annäherung der Notierungen 
oder der Preise auf dem Weltmarkt an den 
Schwellenpreis im Sinne von Artikel 19 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG liegt vor, wenn 
dabei 95 v. H. des Schwellenpreises erreicht wer- 
den. 


2. Diese Lage kann fortdauern oder sich ver- 
schlechtern, wenn . . 

Im Hinblick auf Bedenken einiger Delegationen 
hat die EWG-Kommission vorgeschlagen, diese 
Nummer 1 am Ende wie folgt zu fassen: 

„. . . wenn dabei 96 % des Schwellenpreises über- 
schritten werden." 

Dieser Kompromißvorschlag hat zunächst die Zu- 
stimmung der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland gefunden. 

Das bedeutet, daß eine Voraussetzung für die An- 
wendung des Artikels 19 der Verordnung Nr. 120/67 
die Anhebung des Weltmarktpreises an den Schwel- 
lenpreis ist; zur Zeit wird der Schwellenpreis vom 
Weltmarktpreis für Getreide überschritten. Nach der 
jetzt in Brüssel zur Diskussion stehenden Lösung 
soll die EG-Kommission tätig werden können, wenn 
die Notierungen oder die Preise auf dem Weltmarkt 
96 V. H. des Schwellenpreises überschreiten. Der 
Ausschuß hat sich einmütig für diesen Prozentsatz 
als Grenze für das Eingreifen der Kommission mit 
Schutzmaßnahmen ausgesprochen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt einmütig, den Kommissionsvor- 
schlag mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die Bundesregierung ersucht wird, bei ihren 
Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 
die Überschreitung von 96 v. H. des Schwellenprei- 
ses die Schutzmaßnahmen auslösen soll. 


Bonn, den 5. November 1974 


Müller (Schweinfurt) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/2389 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Verhand- 
lungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß die Schutzmaßnahmen ausgelöst wer- 
den sollen, wenn 96 v. H. des Schwellenpreises überschritten werden. 

Bonn, den 5. November 1974 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Müller (Schweinfurt) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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